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Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, eröffnet die Sitzung um 14 Uhr und stellt die Beschlussfähig-

keit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden Fassung gebilligt. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 

Vorstellung der zusammengelegten Filmförderung Hamburg Schleswig-
Holstein GmbH durch  

- Eva Hubert, Geschäftsführerin,  

- Bernd-Günther Nahm, Leiter der Filmwerkstatt Kiel der FFHSH,  

- Jens Stabenow, Prokurist und stellvertretender Geschäftsführer i.A. 

Rundgang durch die Räumlichkeiten 

Zunächst unternehmen die Ausschussmitglieder einen Rundgang durch die Filmwerkstatt Kiel 

und die Räumlichkeiten der Filmförderung Hamburg Schleswig-Holstein im Veranstaltungs-

zentrum „Die Pumpe“. Es folgt die Filmvorführung des Kurzfilms „Motodrom“ des Regis-

seurs Jörg Wagner. 

Frau Hubert, Geschäftsführerin der Filmförderung Hamburg Schleswig-Holstein stellt auf der 

Grundlage der Tischvorlage (s. Anlage zu diesem Protokoll) die Struktur und die Arbeit der 

seit Juni letzten Jahres zusammengelegten Filmförderung von Hamburg und Schleswig-

Holstein dar.  

Sie stellt unter anderem fest, durch den Zusammenschluss sei eine große Region entstanden, 

die attraktive Drehorte anbieten könne. Die Nachfrage nach schleswig-holsteinischen Drehor-

ten sei seit dem Zusammenschluss gestiegen. Ziel der Filmförderung Hamburg Schleswig-

Holstein sei es, den Norden und Norddeutschland insgesamt noch attraktiver und präsenter zu 

machen. Man versuche, möglichst viele Filmprojekte für die Region zu gewinnen. Daneben 

müsse man natürlich auch immer dafür werben, dass der Filmförderung noch mehr Geld zur 

Verfügung gestellt werde.  

Abg. Eichstädt erklärt, dass die anfängliche Skepsis und manche Vorbehalte zum Zusammen-

führen der beiden Filmförderungen inzwischen weitestgehend ausgeräumt seien und dass 

Schleswig-Holstein von der Fusion durchaus profitiere. Er fragt außerdem nach der Zukunft 

des schleswig-holsteinischen Filmpreises und möchte wissen, ob sich die Feststellung, Schles-

wig-Holstein lasse sich gut vermarkten, nur auf das Angebot von Drehorten beziehe oder ob 
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auch konkret Menschen in Schleswig-Holstein von den Filmprojekten profitierten. - Frau Hu-

bert antwortet, über die Zukunft des Nordischen Filmpreises werde der Aufsichtsrat entschei-

den. In diesem Jahr werde in Lübeck mit Geld der Filmförderung eine Veranstaltung zur Ver-

leihung des Filmpreises durchgeführt. Vielleicht könne man auch eine Möglichkeit finden, 

dass Lübeck in Zukunft aus eigener Kraft eine solche Gala auf die Beine stellen könne. 

Sie stellt fest, Schleswig-Holstein profitiere von einem Filmprojekt, das durch die Filmförde-

rung unterstützt werde, schon allein dadurch, dass die Produzenten verpflichtet seien, das 

Geld auch in Schleswig-Holstein beziehungsweise Hamburg auszugeben. Insgesamt könne 

man sagen, je mehr Filme in Schleswig-Holstein gedreht würden, desto mehr Geld werde 

auch in der Region bleiben. Die Filmwerkstatt Schleswig-Holstein habe in den letzten 

18 Jahren sehr gute Arbeit geleistet und in den Nachwuchs des Landes investiert. Es gehe 

auch darum, diesem jungen Nachwuchs eine Plattform zu bieten und zu versuchen, sie für die 

Zukunft an die Region zu binden.  

Eine Frage von Abg. Eichstädt zu Vor- und Nachteilen der fortschreitenden Digitalisierung im 

Filmgeschäft beantwortet Frau Hubert dahin gehend, dass gerade die Digitalisierung für 

Schleswig-Holstein eine große Chance bedeute, denn mit der digitalen Technik könne man 

inzwischen überall und mit relativ wenig finanziellem Aufwand drehen. Deshalb werde sie 

von der Filmförderung Hamburg Schleswig-Holstein auch unterstützt.  

Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, fragt noch einmal nach Details der Förderziele der Filmförde-

rung. - Frau Hubert erklärt, auf der einen Seite versuche die Filmförderung, qualitativ und 

kulturell hochwertige Filmprojekte zu unterstützen, die mit der Kultur Norddeutschlands ver-

bunden seien, auf der anderen Seite versuche man natürlich auch, für die Region einen mög-

lichst hohen wirtschaftlichen Effekt zu erreichen. Daneben werde auch der Filmnachwuchs 

durch die Förderung unterstützt. 

Herr Nahm, Leiter der Filmwerkstatt Kiel, ergänzt, die Voraussetzung, dass das Geld, was in 

die Förderung gegeben werde, zu 100 % in der Region ausgegeben werden müsse, führe dazu, 

dass auch rein kulturelles Interesse an der Region gefördert werde. Der Vorteil der Filmförde-

rung Hamburg Schleswig-Holstein gegenüber anderen Filmförderungen bestehe darin, dass 

sie über freies Geld verfügen könne, das nicht an bestimmte Einsatzbereiche gebunden sei. 

Das führe zu mehr Vielfalt und Kreativität. 

Abg. Spoorendonk spricht die Konkurrenzsituation zwischen Hamburg und Schleswig-

Holstein an und möchte wissen, ob zum Beispiel Zuliefererbetriebe aus Schleswig-Holstein 

durch den Zusammenschluss bessere Chancen hätten, etwas vom Kuchen abzubekommen 
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oder ob es immer noch so sei, dass Hamburg sozusagen alles an sich reiße. - Frau Hubert ant-

wortet, die Situation sei nie so gewesen, wie dies gerade Abg. Spoorendonk beschrieben habe. 

Es sei sogar im Gegenteil schon vor dem Zusammenschluss so gewesen, dass 20 % der An-

tragsteller aus Schleswig-Holstein eine Zusage für eine Förderung erhalten hätten, aus Ham-

burg seien es nur 15 % gewesen. - Herr Nahm ergänzt, die Firmen, die in Schleswig-Holstein 

im Zusammenhang mit der Filmproduktion tätig seien, seien in der Regel anders aufgestellt 

als die Hamburger. Es handele sich hierbei in erster Linie um sehr kleine Unternehmen, die 

hauptsächlich Dokumentarfilme machten. Das werde auch weiter so bleiben.  

Die Frage von Abg. Spoorendonk, ob es sich negativ ausgewirkt habe, dass als aufsichtsfüh-

rende Behörde nicht mehr die Kulturbehörde, sondern die Behörde für Wirtschaft und Arbeit 

der Freien und Hansestadt Hamburg zuständig sei, verneint Frau Hubert. 

Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, fragt, wie die Politik die Arbeit der Filmförderung unterstüt-

zen könne. - Frau Hubert antwortet, die Politik könne sehr viel dazu beitragen, dass die Arbeit 

der Filmförderung wahrgenommen und gewürdigt werde, indem sie die Institution immer 

wieder ins Gespräch bringe. - Herr Nahm ergänzt, es sei sehr hilfreich, wenn bei Dritten deut-

lich werde, was die Filmszene im Land alles auf die Beine stelle. Die Politiker könnten sozu-

sagen als stille Botschafter für die Filmschaffenden im Norden auftreten. 

Herr Stabenow, Prokurist und stellvertretender Geschäftsführer der Filmförderung Hamburg 

Schleswig-Holstein GmbH, stellt kurz seine Person und seine Arbeit vor.  

Herr Nahm informiert abschließend über das INTERREG-Projekt „First Motion“, mit dem 

versucht werde, neue Märkte für Filmschaffende zu öffnen, indem man auf der Grundlage der 

Digitalisierung versuche, über das Internet eine neue Vernetzung und damit einen neuen 

Markt zu schaffen. Das sei für junge Leute aus der Region eine große Chance, da die konven-

tionellen Märkte von Film und Fernsehen schon sehr besetzt seien. Bei dem INTERREG-

Projekt arbeiteten Partner aus Dänemark, Schweden, Nordfinnland, St. Petersburg, den balti-

schen Staaten und Polen zusammen. Angestrebt werde, 3 Millionen € EU-Gelder für das Pro-

jekt einzuwerben. 

Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, schlägt vor, das jetzt begonnene Gespräch mit der Filmförde-

rung Hamburg Schleswig-Holstein im nächsten Jahr fortzusetzen und zu einer regelmäßigen 

Einrichtung zu machen. - Frau Hubert begrüßt dies und bietet den Ausschussmitgliedern an, 

ihnen auf Wunsch weitere Informationen zukommen zu lassen.  
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Punkt 2 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landeswahlgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/1541 (neu) 

(überwiesen am 13. September 2007) 

hierzu: Umdrucke 16/2273, 16/2477, 16/2478, 16/2479, 16/2514, 16/2519, 
16/2523, 16/2604, 16/2607, 16/2612, 16/2648, 16/2657, 
16/2680, 16/2687, 16/2712, 16/2773 

Abg. Hentschel bedauert, dass die Große Koalition den von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

vorgelegten Gesetzentwurf anscheinend nicht unterstützen wolle. Die Anhörung habe erge-

ben, dass alle Experten mit Ausnahme von zwei Juristen sich inhaltlich für den Gesetzentwurf 

ausgesprochen hätten. Auch der Wissenschaftliche Dienst des Landtages habe diese Position 

mit seinem Gutachten untermauert. Die zwei Stellungnahmen, die sich gegen den Gesetzent-

wurf aussprächen, begründeten dies mit verfassungsrechtlichen Bedenken. Er schlage vor, die 

Vertreterin des Wissenschaftlichen Dienstes zu diesen verfassungsrechtlichen Bedenken noch 

einmal mündlich Stellung beziehen zu lassen.  

Der Ausschuss diskutiert kurz über den Vorschlag von Abg. Hentschel und bittet dann 

Ref. Dr. Laskowski um eine kurze Stellungnahme. 

Ref. Dr. Laskowski trägt kurz die Kernpunkte der schriftlichen Stellungnahme des Wissen-

schaftlichen Dienstes des Landtages, Umdruck 16/2273. Sie bedauert, dass die Große Koaliti-

on der von den meisten Anzuhörenden vertretenen Auffassung, insbesondere der des Deut-

schen Juristinnenbundes, nicht folgen wolle. Der Schwachpunkt der beiden kritischen Stel-

lungnahmen bestehe darin, dass sie auf dem juristischen Stand der 70er-Jahre argumentierten 

und sich nicht mit der neuesten Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auseinander-

gesetzt hätten. 

Abg. Puls erklärt, die SPD-Fraktion habe sich natürlich auch mit den juristischen Meinungen 

auseinandergesetzt. Sie sei - ebenso wie die meisten Frauengruppen im Land - der Auffas-

sung, dass mit dem Gesetzentwurf nur ein Herumkurieren an den Symptomen erreicht werden 

könne. Selbst der Juristinnenbund sei der Auffassung, dass mit dem Gesetzentwurf lediglich 

eine Quotierung auf den Listen der Kandidatinnen und Kandidaten erfolgen könne. Die Be-

werbung um Direktmandate, mit denen der größere Teil der Besetzung der Abgeordnetenplät-
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ze erfolge, bleibe weiterhin unquotiert. Über das Ziel, eine größere Chancengleichheit von 

Frauen in politischen Ämtern zu erreichen, sei man sich zwar einig, der vorliegende Gesetz-

entwurf sei jedoch aus juristischer Sicht nicht verhältnismäßig, da er schon nicht geeignet sei, 

dieses Ziel zu erreichen. 

Auch Abg. Spoorendonk hält es für falsch, hier eine Regelung über das Wahlverfahren zu 

erreichen. Eine Änderung des Landeswahlgesetzes könne nicht die Wirklichkeit verändern, 

ausgehen müsse ein gesellschaftlicher Prozess und Wandel. 

Abg. Hentschel erklärt, richtig sei, dass sich die Regelung nur auf die Liste beziehe, aber auch 

darüber könne man Auswirkungen auf die Direktmandate erzielen. Denn Frauen, die über die 

Liste ins Parlament kämen, könnten Vorreiter und Vorbild für andere sein und beweisen, dass 

sie gut seien, sodass sie dann bei der nächsten Wahl auch mit einer Direktkandidatur eine 

Chance hätten.  

Abg. Lehnert erklärt, die Diskussion, die BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN versuche, mit dem 

Gesetzesvorstoß anzuregen, sei wichtig und finde heute bereits in der CDU und SPD statt. 

Diese Diskussion müsse auch weiter geführt werden. Er habe viel Sympathie für die Auffas-

sung von Abg. Spoorendonk und schließe sich im Übrigen dem an, was Abg. Puls zur juristi-

schen Bewertung ausgeführt habe. 

In der anschließenden Abstimmung empfiehlt der Ausschuss mit den Stimmen von CDU und 

SPD gegen die Stimme von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dem Landtag die Ablehnung des 

Gesetzentwurfs der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Änderung des Landeswahlge-

setzes, Drucksache 16/1541 (neu). 
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Punkt 3 der Tagesordnung: 

Verschiedenes 

Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, informiert darüber, dass die Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts in dem Organstreitverfahren im Zusammenhang mit der 5-%-Klausel im 

schleswig-holsteinischen Kommunalwahlrecht für den 13. Februar 2008, 10 Uhr, angekündigt 

worden sei. Der Ausschuss kommt überein, sich in seiner darauf folgenden Sitzung mit den 

Auswirkungen des Urteils zu beschäftigen. 

Im Zusammenhang mit einem Schreiben von einem Bürger über einen Vorfall am Silvester-

tag, in dem das Nichterscheinen der Polizei kritisiert wird, beschließt der Ausschuss, sich in 

einer seiner nächsten Sitzungen die „Strategie 2012“ der Landespolizei vorstellen zu lassen 

und einen Bericht über die Evaluation der Reformkommission III zu erbitten. 

 

 

Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, schließt die Sitzung um 16 Uhr. 

 

 

 gez. Werner Kalinka   gez. Dörte Schönfelder 

 Vorsitzender    Geschäfts- und Protokollführerin 
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